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Hinweise  zu Kündigungen von Friedhofsüberlassungsverträgen

In letzter Zeit erhalten Kirchengemeinden verstärkt Kündigungsschreiben von Kommunen zu übernommenen kirchlichen Friedhöfen. Zum Teil betrifft es Friedhöfe die nur für eine befristete Zeit abgeschlossen worden sind, zum Teil aber auch Friedhöfe, die von den Kommunen solange übernommen worden sind, wie eine Entwidmung nicht erfolgte.

Dazu geben wir folgenden Vorgehensvorschlag:

1. Sollte es Kirchengemeinden geben, die den Friedhof gern wieder zurücknehmen will, ist an Hand einer genau aufzustellenden Kalkulation zu prüfen, ob der Haushalt ausgeglichen ist und die Kirchengemeinde auch personell in der Lage ist, den Friedhof ordnungsgemäß zu führen ( dazu zählen auch das satzungsgemäße Handeln wie z.B. korrektes Vergeben von Nutzungsrechten, Erteilen von Genehmigungen, regelmäßiges Kontrollieren von Grabstellen, Bäumen, Anlagen.... Erstellen von Bescheiden, Einleiten von Vollstreckungsmaßnahmen....)

(siehe § 24, Nr. 3 der DB zum Grundstücksgesetz vom 9.12.2011)

2. In der Regel wollen die Kirchengemeinden weder den Friedhof zurücknehmen noch sind sie zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Friedhofsträgerschaftsbedingungen in der Lage.

Dann haben die Kirchengemeinde unverzüglich nach Eingang eines Kündigungsschreibens der Kommune mitzuteilen, dass sie den Friedhof nicht übernehmen können. Danach ist ein Gespräch mit der Kommune im Beisein des Kreiskirchenamtes zu führen.

In diesem Gespräch sollten die sachlichen Grundfragen offen und freundlich miteinander bedacht werden.

a) Rechtlich gesehen, ist jeder Vertrag  grundsätzlich kündbar. Sonst wäre er gegebenenfalls sittenwidrig zustande gekommen.

b) Bei Vertragsabschluß war beiden Vertragsseiten bewusst, dass die Kirchengemeinde nicht mehr in der Lage war, einen Friedhof ordnungsgemäß zu führen. An dieser Situation hat sich nichts geändert.

c) Nach geltendem staatlichen Recht (Landesgesetzgebung) sind Kirchen und Religionsgemeinschaften nicht verpflichtet, Friedhöfe zu führen. Sie können dies tun, wenn sie die an einen Friedhofsträger zu stellenden Voraussetzungen gewährleisten können. In unserem Fall sind diese Voraussetzungen nicht gegeben.

d) Daß in früheren Zeiten die meisten Friedhöfe in kirchlicher Trägerschaft waren, hängt damit zusammen, dass die Kirchenzugehörigkeit der Bevölkerung eine erheblich andere war, als heute. In unserer Gemeinde gehören nur ........% der Einwohner unserer Kirche an. Damit wird deutlich, dass die Gewährleistung der Bestattung der Einwohner heute eine in erster Linie kommunale Aufgabe ist.

e) Sollte die Führung eines Friedhofes durch eine Kommune nicht mehr sinnvoll oder notwendig sein, so besteht ja die Möglichkeit der Schließung eines Friedhofes. Das lässt der mit unser Kirchengemeinde seinerzeit geschlossene Überlassungsvertrag ja auch zu.

f) Nach Schließung eines Friedhofes ist dieser ja nur für Neubelegungen geschlossen. Die Ausübung der vergebenen Nutzungsrechte sind bis zum Ablauf der jeweiligen Nutzungszeit weiter zu gewährleisten. Finanziell ergeben sich für Jahre immer weniger Einnahmen bei nicht geringer werdenden Ausgaben durch die Notwendigkeit der Gewährleistung der Verkehrssicherheit auf dem Friedhof.

Es kann also auch nicht sein, dass ein Friedhof nur so lange übernommen wird, wie er sich „rechnet“ und dann mit allen negativen Folgen in andere Hände gegeben wird.

g) Mit Abschluss des Vertrages wurde gemäß § ............ vereinbart, dass die Kommune in alle Rechte und Pflichten, die die Kirchengemeinde an Dritte vergeben hatte, eintritt. Bei einer 
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Rückgabe vor der Entwidmung müsse ebenfalls vertraglich geregelt werden, dass die Kirchengemeinde in alle Rechte und Pflichten die die Kommune gegenüber Dritten zu gewährleisten hatte, eintritt. Zu diesem Eintritt kann die Kirchengemeinde trotz einer Kündigung aber nicht gezwungen werden. Damit würde eine Kündigung keine Lösung sein, vielmehr ins „Leere“ laufen.

In den bisher vorliegenden Fällen, gab es die Gespräche mit den Kommunen, die ihrerseits auch die Kommunalaufsichten der Landratsämter einbezogen. Im Ergebnis führen die Kommunen die Friedhöfe weiter, weil das Schließen eine politische Brisanz aufweist. Wie soll den Einwohnern erklärt werden, warum gerade ihr Friedhof geschlossen wird. Gerade für größere Gemeinden und solchen mit mehreren Ortsteilen, in denen es überall Friedhöfe gibt, ist ein solches Ansinnen problematisch.

Es zeigt sich allerdings auch, dass Verträge, die nur auf Zeit (z.B. 10 Jahre mit Verlängerungsoption) abgeschlossen worden sind, die Frage aufwerfen, warum nicht eine Rückgabe möglich sein soll, wenn beiden Seiten klar war, dass der Vertrag zeitlich begrenzt abgeschlossen wird. Hier kann nur darauf verwiesen werden, dass an das Führen eines Friedhofes personelle, rechtliche betriebswirtschaftliche u.a. Voraussetzungen geknüpft sind. Wenn die Bedingungen nicht erfüllt werden können, darf eine Friedhofsträgerschaft nicht ausgeübt werden. Bei uns in der Kirchengemeinde liegen die notwendigen Voraussetzungen nicht vor und können auch auf absehbare Zeit erfüllt werden.

In manchen Fällen ergeben sich in den Gesprächen mit den Kommunen Tatsachen und Probleme, die zu Kündigung führten, die aber anders lösbar sind. So gibt es alte Verträge, die z. B. zum Inhalt haben, dass für viele Dinge immer die Genehmigung der Kirche einzuholen ist. Das sehen Kommunen oft als ungerechtfertigte „ Knebelung“ an. Hier kann man durchaus durch Vertragsänderung (Benehmensherstellung für wenige Fälle) eine andere Sicht der Kommune erreichen. Manchen Vertrag kann man gut auf den Text des gegenwärtig geltenden Mustervertrag umstellen.

Ein Hauptproblem stellen oftmals die Friedhofsmauern dar. Die finanzielle Last weiter zu tragen überfordert zuweilen auch eine Kommune. Vor allem dann, wenn sich auf dem Friedhof auch eine Kirche befindet, sollte überlegt werden, inwieweit bei der Unterhaltung der Mauer eine Kirchengemeinde der Kommune entgegen kommen kann. Wenn eine Kommune registriert, dass eine Kirchengemeinde bemüht ist, die Belange der Kommune zu verstehen und ernsthaft mit nach Lösungen sucht, ist oft das Weiterführen des Friedhofes erreicht. 

Wichtige Voraussetzung für alle Gespräche ist : „ Die Chemie zwischen den Gesprächspartnern muss stimmen „
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